
 

Sparkasse Göttingen, Konto-Nr. 1 087 006, BLZ 260 500 01 (IBAN: DE57 2605 0001 0001 0870 06, BIC NOLADE21GOE) 

USt.-IdNr. DE 115313625 

Agrarsoziale Gesellschaft e. V. . Postfach 1144 . 37001 Göttingen 

Kurze Geismarstr. 33  

37073 Göttingen  

Tel.: 0551/4 97 09 - 0 

Fax: 0551/ 4 97 09 - 16  

E-Mail: info@asg-goe.de 

www.asg-goe.de 

 

 

Presseinformation 

zur Herbsttagung der Agrarsozialen Gesellschaft e.V. 

am 9. und 10. November 2016 in Göttingen  

Brexit – wie geht es weiter mit der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP)? 

 

 

Die GAP – künftig ökologisch und subsidiär? 
 

„Brexit – wie geht es weiter mit der Gemeinsamen Agrarpolitik?" Diese Frage richtete die Agrarsoziale Ge-

sellschaft e.V. (ASG) auf ihrer Herbsttagung am 9./10. November 2016 an 14 Vertreterinnen und Vertreter 

aus Politik, Verwaltung, Verbänden und Wissenschaft. Trotz teilweise großer Meinungsunterschiede wurde 

in den Vorträgen und den Diskussionsbeiträgen aus dem Kreis der ca. 200 Tagungsteilnehmer und -

teilnehmerinnen deutlich, dass die Spielräume im EU-Haushalt für die künftige GAP deutlich kleiner wer-

den.  

Diese Konsequenz werde sich schon dann ergeben, wenn das Vereinigte Königreich als Nettozahler aus der 

Gemeinschaft ausscheide und könne sich durch die ungenügende Legimitation der Direktzahlungen – ge-
ringe Umweltwirkung und als ungerecht empfundene Verteilung – verschärfen, betonte Heino von Meyer, 

Leiter des Berlin Centre der OECD. Ähnlich beurteilte der bisherige Vorsitzende der ASG, Dr. Martin Wille, 

die Situation. Der ehemalige Staatssekretär im Bundeslandwirtschaftsministerium bezeichnete die Ausrich-

tung der EU-Agrarpolitik auf eine starke erste Säule mit Greening und Cross-Compliance als strategischen 

Fehler, der nur der Bürokratisierung Vorschub geleistet habe. Dr. Wille stellte das System der GAP insge-

samt in Frage. Wenn jedoch der Gemeinsame Markt auch die Landwirtschaft umfasse, so Dr. Wille, müsse 

es auch eine gemeinsame Agrarpolitik geben, die zeitgemäße Ziele benenne. Die jüngste Milchkrise habe 

deutlich gemacht, dass man nicht alles dem Markt überlassen könne, sondern auch das Funktionieren der 

Agrarmärkte in den Blick nehmen sollte. 

Trotz des Optimierungsbedarfs, den auch StS Dr. Hermann Onko Aeikens, Bundeslandwirtschaftsministeri-
um, feststellte, seien nach seiner Überzeugung Direktzahlungen aus einkommenspolitischen Gründen un-

verzichtbar und die Entkoppelung der Zahlungen und die Öffnung der Märkte dürften nicht zurückgenom-

men werden. Auch der stellvertretende Generalsekretär des Deutschen Bauernverbands, Udo Hemmerling, 

ging davon aus, dass Direktzahlungen weiterhin eine wichtige Rolle spielen werden, zugleich betonte er 

jedoch die Notwendigkeit von verstärkten Investitionen in die ländlichen Räume, beispielsweise im Rahmen 

der Digitalisierung. 

GAP ökologisch ineffizient 

Prof. Dr. Friedhelm Taube, Universität Kiel, stellte der Umsetzung der GAP-Reform von 2003 in Deutsch-

land ein vernichtendes Zeugnis aus: Sämtliche formulierten Umweltziele seien deutlich verfehlt worden. 

Länder wie Dänemark zeigten jedoch, dass es möglich sei, z. B. den Wasserschutz effektiv zu gestalten. 
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Wegen der wenig positiven Umweltwirkung der Direktzahlungen plädierte der frühere Generaldirektor 

Umwelt der EU-Kommission, Karl-Friedrich Falkenberg, für eine schnelle Umschichtung in die zweite Säule 

und die Abteilungsleiterin im Bundesumweltministerium, Dr. Elsa Nickel, für einen eigenständigen Natur-

schutzfonds, der zielgerichteter und weniger bürokratisch die Umsetzung der Natura-2000-Richtlinie und 

andere Naturschutzaufgaben verfolgen könne. Sebastian Lakner, Georg-August-Universität Göttingen, wies 
jedoch in diesem Zusammenhang darauf hin, dass hochwirksame Naturschutzmaßnahmen häufig einen 

hohen Beratungsaufwand beinhalteten und daher nicht „schlank“ gestaltet werden könnten. 

Als Vertreter der Verbände-Plattform, in der sich ein breites Bündnis von Organisationen – von Umwelt-, 

Natur- und Tierschutzschutz über die IG Bauen-Agrar-Umwelt bis zu entwicklungspolitische Organisationen 

– zusammengeschlossen haben, forderte Ulrich Jasper, Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft 

(AbL) ein kohärentes Bündel von agrarpolitischen Instrumenten, das weit über die Frage der Geldverteilung 

hinaus geht und beispielsweise die Zielsetzung des Tierhaltungs-Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats 

für Agrarpolitik beinhaltet. Übergangsweise hätte die Bundesregierung die Möglichkeit gehabt, Geld in die 

zweite Säule umzuschichten, wie von der Verbände-Plattform gefordert, und diese verstärkt nach ökologi-
schen und sozio-ökonomischen Kriterien zu gestalten. Letzteres müsse auch im Rahmen der ersten Säule 

durch die Berücksichtigung des Faktors Arbeit erfolgen. 

Subsidiarität betonen 

ELER-RESET, so betitelt das Sächsische Staatsministerium für Umwelt und Landwirtschaft (SMUL) seine eu-

ropaweit beachtete Initiative zur grundsätzlichen Neugestaltung der zweiten Säule. Daniel Gellner, Abtei-

lungsleiter im SMUL, betonte die Notwendigkeit von wenigen, klaren Regelungen im Rahmen der GAP und 

mehr Eigenverantwortung auf regionaler Ebene. Es gelte das Subsidiaritätsprinzip, dies werde die Chancen 

für innovative Entwicklungen vor Ort wieder stärken.  

Eine verbesserten Entscheidungs- und Handlungsfähigkeit der Mitgliedstaaten steht auch auf der Wunsch-

liste von Konrad Schmid, Bayerisches Staatsministerium. An der grundsätzlichen Ausrichtung der zwei Säu-
len halte Bayern jedoch fest. Verbesserungen ließen sich mit wenig bürokratischem Aufwand durch eine 

stärkere Berücksichtigung der ersten Hektare, von Grünland oder der Flurstückgröße erreichen. 

Cork als Initialzündung für eine neue Reform? 

Auf Basis der Ergebnisse der zweiten Konferenz von Cork zur Zukunft der Agrar- und ländlichen Entwick-

lungspolitik Anfang September werde die Kommission Reformvorschläge entwickeln, erläuterten Dr. Mar-

tin Scheele und Dr. Willi Schulz-Greve, beide EU-Kommission, GD Landwirtschaft und Ländliche Entwick-

lung. Die Erklärung von Cork „Für ein besseres Leben im ländlichen Raum“ richte sich an die Politik und 

unterstreiche die Notwendigkeit eines erneuerten Engagements für die Lebensfähigkeit und Dynamik des 

ländlichen Raums. Reformdruck entstehe aber auch, so Dr. Schulz-Greve, durch den Klimawandel und die 

EU-Handelspolitik, die auf die Agrarpolitik einwirke. Dr. Hartmut Berndt, Vorsitzender der Bundesarbeits-
gemeinschaft der LEADER-Aktionsgruppen e.V. (BAG LAG), kam in seinem Vortrag zu einer kritischeren Ein-

schätzung der Erklärung von Cork. Insbesondere vermisste er die Begriffe Demografischer Wandel und 

Schrumpfung, da es im ländlichen Raum meist nicht um Wachstum gehe, sondern darum, die Schrumpfung 

zu gestalten. 

Die Presseerklärungen und Powerpoint-Präsentationen der Referent/-innen können unter http://asg-

goe.de heruntergeladen werden. 

 


